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Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem heutigen „INFOBRIEF“ möchten wir Ihnen „kurz und bündig“ 

Anregungen zu folgenden Themen geben: 

 

 

 Rückzahlung von Corona-Hilfen – Abgleich durch die Finanzverwaltung 

 Umsatzsteuerliche Folgen des Brexit 

 Verkauf von geschenkten Gegenständen auf eBay 

 Übernahme von Kosten für COVID-19-Tests durch den Arbeitgeber 

 Steuern für Privatverkäufe eines Händlers auf Internetplattformen 

 Soli-Rechner beim Bundesfinanzministerium 

 

 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformationen 

oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  

Wir beraten Sie gerne.  

Ihre Steuerberater von Ziegler & Partner  

Der Inhalt dieses Infobriefs wird nach bestem Wissen erstellt; Haftung und Gewähr werden jedoch 
wegen der Komplexität und dem ständigen Wandel der Rechtslage ausgeschlossen 

 

 

 

„Beratung in die Zukunft“  

Ziegler & Partner Steuerberater mbB  

Emmy-Noether-Str. 9  

76131 Karlsruhe  

Telefon: +49 721 98571-0 

Telefax: +49 721 98571-60 

E-Mail: info@Steuerkanzlei-Ziegler.de 

www.Steuerkanzlei-Ziegler.de 

Amtsgericht Mannheim 

PR 100058 
 

Volker Ziegler 

Steuerberater    
 

Michael Ziegler 

Steuerberater   
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Rückzahlung von Corona-Hilfen  

Rückzahlung von Corona-Hilfen – Abgleich durch 

die Finanzverwaltung 

Die Finanzverwaltung hat neben den monatlichen Um-

satzsteuer-Voranmeldungen der Jahre 2019 bis 2021 

und einer Betriebs-/ Sonderprüfung folgende 4 Mög-

lichkeiten die Versteuerung und die Zulässigkeit/ An-

tragsberechtigung der Beantragung von Corona-Hil-

fen nachträglich und innerhalb des Subventionszeit-

raumes bis 2030 zu prüfen:  

 Viele Anträge gingen von den Bewilligungsstellen 

bereits mit Antragstellung als Kopie zum Finanz-

amt 

 Meldung im Rahmen der Steuererklärungen über 

die Sachkonten / Kennziffern die elektronischen 

Hilfen gesondert in der Bilanz/ EÜR für den VZ 

2020 bzw. VZ 2021 

 Sind alle Bewilligungsstellen verpflichtet, die für 

2020 ausgezahlten Hilfen bis 30.04.2021 den Fi-

nanzämtern zu melden  

 über die neue gesonderte Anlage Corona-Hilfen, 

die zur Einkommensteuererklärung/ Feststellun-

gerklärung 2020 mit einzureichen ist (bei Körper-

schaften über die Anlage WA) 

Diese Anlage Corona-Hilfen ist für alle Unternehmer 

mit der Einkommensteuererklärung 2020 bzw. 2021 

zusätzlich zur Anlage S, G und L elektronisch zu über-

mitteln, wobei diese Anlage wohl IMMER abzugeben 

ist. Es spielt also keine Rolle, ob man tatsächlich Hilfen 

bekommen oder beantragt hat. Quelle: www.stbk-sachsen-

anhalt.de/2020/12/28/ueberkompensation/ 

 

 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuerliche Folgen des Brexit 

Mit Wirkung zum 31.12.2020 endete endgültig auch 

die Übergangsphase nach dem Austritt Großbritanni-

ens aus der EU. Das Bundesfinanzministerium hat mit 

einem Schreiben u. a. zu den umsatzsteuerlichen Kon-

sequenzen des Brexit Stellung genommen. In Bezug 

auf den freien Warenverkehr für inländische Unterneh-

mer gelten ab dem 31.12.2020 u. a. folgende Regelun-

gen: 

 Warenlieferungen nach Großbritannien, die vor 

dem 01.01.2021 begonnen haben und erst im Jahr 

2021 enden, unterliegen weiterhin den bis zum 

31.12.2020 geltenden umsatzsteuerlichen Rege-

lungen. Für entsprechende Warenlieferungen aus 

Großbritannien ins Inland gilt dies ebenso. 

 Nach dem 31.12.2020 beginnende Warenlieferun-

gen nach Großbritannien werden bei Vorliegen der 

weiteren Voraussetzungen als Ausfuhrlieferung 

behandelt. 

 Seit dem 31.12.2020 können britische USt-ID-

Nummern (GB) nicht mehr auf Gültigkeit bestätigt 

werden. Nordirische USt-ID-Nummern (XI) sind je-

doch weiterhin gültig. 

 Die Behandlung von sonstigen Leistungen, die 

noch im Jahr 2020 begonnen wurden, aber erst im 

Jahr 2021 enden, richtet sich ebenfalls nach der ab 

dem 01.01.2021 geltenden Rechtslage. Es ist somit 

der Zeitpunkt der Ausführung maßgeblich. Das-

selbe gilt für Teilleistungen.  

Verkauf von durch Schenkung erworbenen Toren, 

Zäunen und ähnlichen Gegenständen über eBay 

als unternehmerische Tätigkeit? 

Der Verkauf von durch Schenkung erworbenen Toren, 

Zäunen und ähnlichen Gegenständen von erheb- 

lichem Wert über eBay kann zu einer unternehme- 

rischen Tätigkeit führen. So entschied das Finanzge-

richt Münster. 

Das Gericht war der Auffassung, die Klägerin habe im 

Streitjahr mit den Verkäufen der schmiedeeisernen 
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Tore und Zäune und den Sandsteinelementen von er-

heblichem Wert nicht lediglich privates Vermögen ver-

waltet bzw. veräußert, sondern eine wirtschaftliche,  

d. h. nachhaltige gewerbliche Tätigkeit i. S. des Um-

satzsteuergesetzes entfaltet. Die Klägerin habe ähnlich 

wie ein Händler agiert und sei deshalb unternehme-

risch tätig gewesen. Ihr Handeln sei von wirtschaft- 

lichen Interessen geprägt gewesen.  

Lohnsteuer 

Übernahme von Kosten für COVID-19-Tests durch 

den Arbeitgeber 

Das Bundesfinanzministerium hat zu der Frage Stel-

lung genommen, ob die Übernahme von Kosten für 

COVID-19-Tests durch den Arbeitgeber zu Arbeitslohn 

führt. 

Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten von COVID-

19-Tests (Schnelltest, PCR- und Antikörper-Tests), sei 

es aus Vereinfachungsgründen nicht zu beanstanden, 

von einem ganz überwiegend eigenbetrieblichen Inte-

resse des Arbeitgebers auszugehen. Die Kostenüber-

nahme sei kein Arbeitslohn, so das Bundesfinanzminis-

terium (Stand 03.02.2021). 

Einkommensteuer 

Steuern für Privatverkäufe eines Händlers auf In-

ternetplattform? 

Ein Steuerzahler und das Finanzamt waren uneins über 

die steuerliche Behandlung für den Verkauf von Mo-

delleisenbahnen und Zubehörteilen aus seiner priva-

ten Sammlung. Da der Sammler auch einen Internet-

Shop für Modelleisenbahnen betrieb, unterstellte das 

Finanzamt, dass die etwa 1.500 privaten Verkäufe sei-

nem Gewerbebetrieb zuzurechnen seien. Das Finanz-

gericht gab zunächst der Finanzbehörde Recht. 

Der Bundesfinanzhof hob diese Entscheidung jedoch 

auf. Wenn Steuerzahler glaubhaft darlegen können, 

dass die privaten Verkaufsgegenstände nicht zum 

Weiterverkauf angeschafft wurden und zu keiner Zeit 

zum Betriebsvermögen gehörten, seien die Geschäfte 

nicht dem Gewerbebetrieb zuzuordnen. Ob beim Pri-

vatverkauf eine Internetplattform eingebunden sei, die 

auch von gewerblichen Händlern genutzt werde, sei 

für die Zuordnung unerheblich. Es ist allerdings zu prü-

fen, ob die privaten Verkäufe eine eigenständige ge-

werbliche Tätigkeit darstellten und damit Steuern aus-

lösen. Dies könne der Fall sein, wenn man innerhalb 

kurzer Zeit viele Sachen mit gutem Umsatz verkaufe. 

Der gelegentliche Verkauf, z. B. von gebrauchter Klei-

dung oder Spielzeug, führe hingegen nicht zur Steuer-

pflicht. 

Soli-Rechner beim Bundesfinanzministerium 

Ab 2021 entfällt der Solidaritätszuschlag für rund 90 

Prozent der Lohn- und Einkommensteuerzahler. Sie 

werden vollständig von der Zahlung befreit, weitere 

6,5 Prozent zahlen weniger. Das Bundesfinanzministe-

rium stellt nun einen Rechner zur Verfügung, der die 

Auswirkung auf das Nettogehalt veranschaulicht. 

Liegt die zu zahlende Lohn- oder Einkommensteuer 

unter 16.956 Euro (Einzelveranlagung) bzw. 33.912 

Euro (Zusammenveranlagung), erfolgt keine Erhe-

bung. Darüber setzt eine sog. Milderungszone ein, in 

der der Solidaritätszuschlag nicht in voller Höhe erho-

ben, sondern schrittweise an den vollen Satz in Höhe 

von 5,5 Prozent herangeführt wird.  

Für zu versteuerndes Einkommen über 96.820 Euro 

(Einzelveranlagung) bzw. 193.641 Euro (Zusammen-

veranlagung) ist der bisherige Solidaritätszuschlag un-

verändert zu entrichten.  

Hinweis 

Den "Soli-Rechner" finden Sie auf der Homepage 

des Bundesfinanzministeriums. 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Schlaglichter/Solidaritaetszuschlag/Solidaritaetszuschlag.html

